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Allgemeine Mietvertragsbedingungen für die Vermietung 
von Baumaschinen, Baugeräten, Industriemaschinen 

und Nutzfahrzeuge der ROCKBIRD GmbH 
 

 

1. Allgemeines - Geltungsbereich 

1.1 Die vorliegenden Allgemeinen Mietvertragsbedingungen des Vermieters gelten 
für alle Angebote und Mietverträge zur Vermietung von Baumaschinen, Bauge-

räten, Industriemaschinen und Nutzfahrzeugen; Mietvertragsbedingungen des 

Mieters wird ausdrücklich widersprochen. 
1.2 Diese Allgemeinen Mietvertragsbedingungen gelten auch für künftige Verträge 

über die Vermietung beweglicher Sachen mit demselben Mieter. 

1.3 Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Mieter (ein-
schließlich Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in jedem Fall 

Vorrang vor diesen Mietvertragsbedingungen. 

1.4 Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die nach Vertragsschluss vom 
Mieter gegenüber dem Vermieter abzugeben sind, bedürfen zu ihrer Wirksam-

keit der Schriftform. 

1.5 Falls nichts Abweichendes angegeben, sind alle Mietvertragsangebote des Ver-
mieters freibleibend. 

1.6 Der zu Grunde liegende Mietvertrag sowie diese Allgemeinen Mietvertragsbe-

dingungen gelten nur gegenüber einem Unternehmer, einer juristischen Per-
son des öffentlichen Rechts oder einem öffentlich-rechtlichen Sondervermö-

gen gemäß § 310 Abs. 1 Satz 1 BGB. 

2. Allgemeine Rechte und Pflichten von Vermieter und Mieter 
2.1 Der Vermieter verpflichtet sich, dem Mieter den Mietgegenstand für die verein-

barte Mietzeit in Miete zu überlassen. 

2.2 Der Mieter verpflichtet sich, den Mietgegenstand nur bestimmungsgemäß ein-
zusetzen, insbesondere die einschlägigen Unfallverhütungs- und Arbeits-

schutzbestimmungen sowie Straßenverkehrsvorschriften, insbesondere auch 

bezüglich Ladung und Transport des Mietgegenstandes, sorgfältig zu beachten, 
die Miete vereinbarungsgemäß zu zahlen, den Mietgegenstand ordnungsge-

mäß zu behandeln und bei Ablauf der Mietzeit gesäubert und vollgetankt zu-

rückzugeben. 
2.3 Der Mieter ist verpflichtet, dem Vermieter unverzüglich auf Anfrage den jeweili-

gen Stand- bzw. Einsatzort des Mietgegenstandes mitzuteilen sowie jeden be-

absichtigten Wechsel des Stand- bzw. Einsatzortes. 

3. Überlassung des Mietgegenstandes, Verzug des Vermieters 

3.1 Der Vermieter hat den Mietgegenstand in einwandfreiem, betriebsfähigem und 
voll getanktem Zustand mit den erforderlichen Unterlagen an den Mieter zu 

überlassen. 

3.2 Kommt der Vermieter bei Beginn der Mietzeit mit der Überlassung in Verzug, so 
kann der Mieter eine Entschädigung verlangen, falls ihm aufgrund des Verzuges 

nachweislich ein Schaden entstanden ist. Unbeschadet Ziff. 5.1 ist bei leichter 

Fahrlässigkeit die vom Vermieter zu leistende Entschädigung für jeden Arbeits-
tag begrenzt auf höchstens den Betrag des täglichen Nettomietpreises. Nach 

Setzung einer angemessenen Frist kann der Mieter vom Vertrag zurücktreten, 

wenn der Vermieter sich zu diesem Zeitpunkt weiterhin in Verzug befindet. 
3.3 Der Vermieter ist im Falle des Verzugs auch berechtigt, zur Schadensbeseiti-

gung dem Mieter einen funktionell gleichwertigen Mietgegenstand zur Verfü-

gung zu stellen, falls dem Mieter dies zumutbar ist. 

4. Mängel bei Überlassung des Mietgegenstandes 

4.1 Der Mieter ist berechtigt, den Mietgegenstand rechtzeitig vor Mietbeginn zu be-

sichtigen und etwaige Mängel zu rügen. Die Kosten einer Untersuchung trägt 
der Mieter. 

4.2 Bei Überlassung erkennbare Mängel, welche den vorgesehenen Einsatz nicht 

unerheblich beeinträchtigen, können nicht mehr gerügt werden, wenn sie nicht 
unverzüglich nach Untersuchung schriftlich gegenüber dem Vermieter ange-

zeigt worden sind. Sonstige bereits bei Überlassung vorhandene Mängel sind 

unverzüglich nach Entdeckung schriftlich anzuzeigen. 
4.3 Der Vermieter hat rechtzeitig gerügte Mängel, die bei Überlassung vorhanden 

waren, auf eigene Kosten zu beseitigen. Nach Wahl des Vermieters kann er die 

Beseitigung auch durch den Mieter vornehmen lassen; dann trägt er die erfor-
derlichen Kosten. Der Vermieter ist auch berechtigt, dem Mieter einen funktio-

nell gleichwertigen Mietgegenstand zur Verfügung zu stellen, falls dem Mieter 

dies zumutbar ist. Die Zahlungspflicht des Mieters verschiebt sich bei wesentli-
chen Beeinträchtigungen des Mietgegenstandes um die Zeit, in der die Taug-

lichkeit zum vertragsgemäßen Gebrauch aufgehoben ist. Für die Zeit, während 

der die Tauglichkeit gemindert ist, hat der Mieter nur eine angemessen herab-
gesetzte Miete zu entrichten. Eine unerhebliche Minderung der Tauglichkeit 

bleibt außer Betracht. 

4.4 Lässt der Vermieter eine ihm gegenüber gesetzte angemessene Nachfrist für 
die Beseitigung eines bei der Überlassung vorhandenen Mangels durch sein 

Verschulden fruchtlos verstreichen, so hat der Mieter ein Rücktrittsrecht. Das 

Rücktrittsrecht des Mieters besteht auch in sonstigen Fällen des Fehlschlagens 
der Beseitigung eines bei der Überlassung vorhandenen Mangels durch den 

Vermieter. 

 
 

5. Haftungsbegrenzung des Vermieters 

5.1 Weitergehende Schadenersatzansprüche gegen den Vermieter, insbesondere 

ein Ersatz von Schäden, die nicht am Mietgegenstand selbst entstanden sind, 
können vom Mieter nur geltend gemacht werden bei 

• einer vorsätzlichen Pflichtverletzung des Vermieters; 

• einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Vermieters oder bei einer vor-

sätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertre-

ters oder Erfüllungsgehilfen des Vermieters;  

• der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten soweit die Errei-

chung des Vertragszwecks gefährdet wird, hinsichtlich des vertragstypi-

schen, voraussehbaren Schadens; 

• Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 

die auf einer fahrlässigen Pflichtverletzung des Vermieters oder einer vor-
sätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters 

oder Erfüllungsgehilfen des Vermieters beruhen; 

• falls der Vermieter nach Produkthaftungsgesetz für Personenschäden oder 

Sachschäden an privat genutzten Gegenständen haftet. 

 Im Übrigen ist die Schadensersatzhaftung ausgeschlossen.  
5.2 Wenn durch das Verschulden des Vermieters der Mietgegenstand vom Mieter 

infolge unterlassener oder fehlerhafter Ausführung von vor oder nach Vertrags-

abschluss liegenden Vorschlägen und Beratungen sowie anderen vertraglichen 
Nebenverpflichtungen - insbesondere Anleitung für Bedienung und Wartung 

des Mietgegenstandes - nicht vertragsgemäß verwendet werden kann, so gel-

ten unter Ausschluss weiterer Ansprüche des Mieters die Regelungen von Zif-
fern 4.3 und 4.4 sowie Ziffer 5.1 entsprechend. 

6. Mietpreis und Zahlung, Abtretung zur Sicherung der Mietschuld 

6.1 Der Berechnung der Miete liegt eine Arbeitszeit bis zu 8 Stunden täglich zu-
grunde. Die Abrechnung erfolgt auf der Basis der Fünf-Tage-Woche (Montag bis 

Freitag). Wochenendarbeiten, zusätzliche Arbeitsstunden und erschwerte Eins-

ätze sind dem Vermieter anzuzeigen; sie werden zusätzlich berechnet. 
6.2 Falls nichts Abweichendes angegeben, verstehen sich alle Preise jeweils zuzüg-

lich gesetzlicher Mehrwertsteuer. 
6.3 Der Vermieter ist berechtigt, vom Mieter jederzeit eine angemessene Voraus-

zahlung des Mietpreises zu verlangen. 

6.4 Das Recht, Zahlungen zurückzuhalten oder mit Gegenansprüchen aufzurech-
nen, steht dem Mieter nur insoweit zu, als seine Gegenansprüche unbestritten 

oder rechtskräftig festgestellt sind oder soweit es sich um solche in einem 

rechtshängigen Verfahren entscheidungsreife Gegenansprüche handelt.  
6.5 Ist der Mieter mit der Zahlung eines fälligen Betrages länger als 14 Kalender-

tage nach schriftlicher Mahnung in Verzug, so ist der Vermieter berechtigt, den 

Mietgegenstand nach Ankündigung ohne Anrufung des Gerichts auf Kosten des 
Mieters, der den Zutritt zu dem Mietgegenstand und den Abtransport zu er-

möglichen hat, abzuholen und darüber anderweitig zu verfügen. Die dem Ver-

mieter aus dem Vertrag zustehenden Ansprüche bleiben bestehen; jedoch wer-
den die Beträge, die der Vermieter innerhalb der vereinbarten Vertragsdauer 

etwa durch anderweitige Vermietung erzielt hat, nach Abzug der durch die 

Rückholung und Neuvermietung entstandenen Kosten abgerechnet. 
6.6 Fällige Beträge werden in den Kontokorrent hinsichtlich eines für Lieferungen 

zwischen den Vertragspartnern vereinbarten Kontokorrent-Eigentumsvorbe-

haltes aufgenommen. 
6.7 Der Vermieter ist berechtigt, vom Mieter jederzeit eine angemessene unverzins-

liche Kaution als Sicherheit zu verlangen. 

6.8 Der Mieter tritt in Höhe des vereinbarten Mietpreises, abzüglich erhaltener Kau-
tion, seine Ansprüche gegen seinen Auftraggeber, für dessen Auftrag der Miet-

gegenstand verwendet wird, an den Vermieter ab. Der Vermieter nimmt die Ab-

tretung an. 
6.9 Der Rechnungsversand kann nach unserer Wahl auf dem Postweg oder per E-

Mail erfolgen. Der Kunde stimmt zu, dass er Rechnungen elektronisch erhält. 

Elektronische Rechnungen werden dem Kunden per E-Mail im PDF-Format an 
die bekannt gegebene E-Mail-Adresse übersandt. Auf ausdrücklichen Kunden-

wunsch kann der Rechnungsversand jederzeit auch auf Zustellung im Postweg 

umgestellt werden. 
6.10 Sämtliche im Angebot des Vermieters enthaltenen zukünftigen Mietzahlungen 

für die Langfristvermietung sind auf der Basis der Einkaufspreise für die ent-

sprechenden Maschinen zum Zeitpunkt der Erstellung des Angebotes an den 
Mieter kalkuliert. Dies gilt ebenfalls für die Höhe der Refinanzierungszinsen als 

Grundlage des Angebotes für die zukünftigen Mietzahlungen in der Langfrist-

vermietung. 
a) Veränderung der Maschinen-Einkaufspreise 

Angesichts der aktuellen Preisdynamik und den Lieferproblemen bei der Be-

schaffung von Bauteilen für die Produktion und den sich stark verändernden 
Herstellungskosten (Energie- Rohstoff- und Transportkosten), können Änderun-

gen der Verkaufspreise durch den Hersteller an den Vermieter auch nach Ver-

tragsschluss nicht ausgeschlossen werden. Sofern die jeweiligen Verkaufspreise 
durch den Hersteller der Ware gegenüber dem Vermieter nach Vertragsschluss 

und zum Zeitpunkt der Lieferung steigen oder fallen sollten, hat jede der beiden 

Vertragsparteien das Recht, von der jeweils anderen den Eintritt in ergänzende 
Verhandlungen hinsichtlich des zukünftigen Mietpreises zu verlangen. Ziel die-

ser Verhandlungen ist es durch gemeinsame Vereinbarung eine angemessene 

Anpassung der vertraglich vereinbarten Mietzahlungen für die betroffenen ver-
tragsgegenständlichen Maschinen an die aktuellen Lieferpreise als Kalkulati-

onsgrundlage herbeizuführen. Für die Beurteilung des Vorliegens der prozentu-

alen Steigerung oder Senkung der Lieferpreise ist das entsprechende Erhö-
hungs- bzw. Absenkungsschreiben des Herstellers an den Vermieter nach Ver-

tragsschluss maßgebend. 
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b) Veränderung der Refinanzierungszinsen 
 Aufgrund etwaiger langer Lieferzeiten der Maschinen für die Langfristvermie-

tung kann es zwischen Vertragsschluss und Lieferung ebenfalls zu Veränderun-

gen der Höhe der Refinanzierungszinsen als weiterer Kalkulationsgrundlage 
der Mietzahlungen kommen. Zur Beurteilung der Höhe der Veränderungen 

wird der EURIBOR Zinssatz 12 Monate als Referenzgrundlage herangezogen. 

Die Veränderung dieses Referenzwertes am Tag des Mietbeginns im Verhältnis 
zum Tag des Vertragsschlusses ist ausschlaggebend. Der Vermieter ist nach bil-

ligem Ermessen berechtigt, etwaige Erhöhungen oder Senkungen der Refinan-
zierungszinsen, die nach Vertragsschluss auftreten, auch nach Vertragsschluss 

mietpreiserhöhend bzw. -senkend zu berücksichtigen und dies in der Festle-

gung des Mietpreises an den Mieter zu berücksichtigen. Beide Parteien sind 
sich darüber einig, dass es hier zu einem partnerschaftlichen, fairen Ausgleich 

des daraus resultierenden Risikos kommen muss. 

7. Stillliegeklausel 

7.1 Ruhen die Arbeiten auf der Arbeitsstätte, für die das Gerät gemietet ist, infolge 
von Umständen, die weder der Mieter noch sein Auftraggeber zu vertreten ha-

ben (z.B. Frost, Hochwasser, Streik, innere Unruhen, Kriegsereignisse, behördli-

che Anordnungen) an mindestens zehn aufeinander folgenden Tagen, so gilt ab 
11. Kalendertag diese Zeit als Stillliegezeit. 

7.2 Die auf bestimmte Zeit vereinbarte Mietdauer wird um die Stillliegezeit verlän-

gert. 
7.3 Der Mieter hat für die Stillliegezeit den vereinbarten Prozentsatz der dieser Zeit 

entsprechenden vereinbarten Monatsmiete bei Zugrundelegung einer arbeits-

täglichen Schichtzeit von 8 Stunden zu zahlen; falls nicht anders vereinbart, gilt 
der handelsübliche Prozentsatz von 75 %. 

7.4 Der Mieter hat sowohl von der Einstellung der Arbeiten als auch von ihrer Wie-

deraufnahme dem Vermieter unverzüglich schriftlich Mitteilung zu machen und 
die Stillliegezeit auf Verlangen durch Unterlagen nachzuweisen. 

8. Unterhaltspflicht des Mieters 

8.1 Der Mieter ist verpflichtet, 

 a) den Mietgegenstand vor Überbeanspruchung in jeder Weise zu schützen; 
 b) die sach- und fachgerechte Wartung und Pflege des Mietgegenstandes auf 

seine Kosten durchzuführen; 

 c) notwendige Inspektions- und Instandsetzungsarbeiten rechtzeitig anzu-
kündigen und unverzüglich durch den Vermieter ausführen zu lassen. Die 

Kosten trägt der Vermieter, wenn der Mieter und seine Hilfspersonen 

nachweislich jede gebotene Sorgfalt beachtet haben. 
 

8.2 Der Vermieter ist berechtigt, den Mietgegenstand jederzeit zu besichtigen und, 

nach vorheriger Abstimmung mit dem Mieter, selbst zu untersuchen oder 
durch einen Beauftragten untersuchen zu lassen. Der Mieter ist verpflichtet, 

dem Vermieter bzw. dessen Beauftragten die Untersuchung in jeder Weise zu 

erleichtern. Die Kosten der Untersuchung trägt der Vermieter. 
 

9. Haftung des Mieters, Haftungsbeschränkung, Selbstbehalt 

9.1 Bei Mietvertragsverletzungen, Schäden am Mietgegenstand oder Verlust des 
Mietgegenstandes haftet der Mieter grundsätzlich nach den allgemeinen Haf-

tungsregeln. Der Mieter ist verpflichtet, das Abhandenkommen eines Mietgerä-

tes sowie eine Beschädigung an einem Mietgerät unverzüglich dem Vermieter in 
Textform zu melden. 

9.2 Dem Mieter steht es frei diese Haftung durch Zahlung eines besonderen Entgel-

tes auf einen Selbstbehaltsbetrag gegenüber dem Vermieter zu beschränken. 
Durch Vereinbarung der Haftungsbeschränkungsvergütung wird die Haftung 

des Mieters für jeden einzelnen Schadensfall am Mietgegenstand (Maschinen-

bruch), der durch fahrlässiges Eigenverschulden entsteht, auf eine Selbstbetei-
ligung nachfolgender Staffelung beschränkt: 

 

• Listen-Neuwert des Gerätes bis EUR 100.000,00:  

Selbstbehalt EUR  5.000.- 

• Listen-Neuwert des Gerätes ab EUR 100.000,00:  

Selbstbehalt EUR  7.500.- 

Im Rahmen von Abbrucharbeiten, d.h. Arbeiten mit Hydraulikhammer, Abbruch- 
und Sortiergreifer, Abbruchschere, etc. gilt im Schadensfall die doppelte Selbst-

beteiligung nach der vorstehenden Staffelung als vereinbart. Schäden an der 

Bereifung, den Ketten und Gummilaufbändern eines Mietgegenstandes und 
Glasschäden sind von der o.g. Haftungsbeschränkung ausgenommen. 

9.3 Bei unverschuldetem Verlust oder Diebstahl des Mietobjekts beträgt die Selbst-

beteiligung des Mieters 25% des Listen-Neuwerts des Gerätes, mindestens je-
doch EUR 1.000,00. Bei Verlust oder Diebstahl der Mietsache aufgrund von Vor-

satz oder grober Fahrlässigkeit des Mieters, ist der Wiederbeschaffungswert der 

Mietsache in voller Höhe zu leisten. 
9.4 Die Haftungsbeschränkung gilt nicht für Schäden, die mit der Nutzung oder dem 

Defekt des Mietgegenstandes gegenüber Dritten entstehen. 

9.5 Bei Schäden, die durch den Mieter mit dem Mietgerät Dritten zugefügt werden 
und welche im Rahmen einer Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung abgedeckt 

sind, übernimmt der Mieter eine Selbstbeteiligung von maximal 1.500 Euro je 

Gerät und einzelnen Schadensfall. 
9.6 Bei Schäden der Mietsache, die durch nicht bestimmungsgemäßen Gebrauch - 

insbesondere durch Fehlbedienung und Überbelastung - sowie aufgrund von 

Vorsatz des Mieters entstehen, hat der Mieter Schadensersatz in voller Höhe zu 
leisten. Das Stampfen, Hämmern und Verdichten von Abfallmaterial beispiels-

weise zum Transport mit Greifern sind nicht erlaubt. Dazu gehören ebenso Schä-

den, die durch die Verwendung des Mietgegenstandes zu besonderen, den Miet-

gegenstand selbst gefährdenden Einsatzzwecken entstehen, wie insbesondere 
der Einsatz in Tunnel – oder Wasser- Baustellen oder Baustellen in denen der 

Mietgegenstand in Kontakt mit Salzen, Säuren, Laugen, oder Klärschlamm gerät 

oder auch die Verwendung zu Betonspritz- und Sandstrahlarbeiten, sofern der 
Vermieter keine ausdrückliche Zustimmung in Textform erteilt hat. Im Falle ei-

ner grob fahrlässigen Schadensherbeiführung ist der Vermieter berechtigt, den 
Mieter in einem der Schwere des Verschuldens entsprechendem Umfang bis zur 

Höhe des Gesamtschadens in Anspruch zu nehmen. 

9.7 Die vertragliche Haftungsfreistellungs-Vereinbarung als Nebenleistung des 
Mietvertrages kann nach dem Eintritt eines Schadensfalles von beiden Parteien 

innerhalb eines Monats seit dem Abschluss der Verhandlungen über die Ent-

schädigung für die Zukunft gekündigt werden. Der zugrundeliegende Mietver-
trag bleibt davon unberührt. 

9.8 Wird keine Haftungsbeschränkung vereinbart, so haftet der Mieter für jegliche 

Schäden an dem Mietgerät (gleichgültig, ob vom Mieter oder von Dritten verur-

sacht) und für den Verlust oder Diebstahl während der Mietzeit. Der Mieter ist in 
diesem Fall verpflichtet, das Gerät für die Dauer der Mietzeit gegen Schäden aller 

Art, soweit versicherbar, zugunsten des Vermieters zu versichern und die De-

ckungszusage der Versicherungsgesellschaft entsprechend dem Vordruck des 
Vermieters vor Beginn dem Vermieter vorzulegen. Der Versicherungsschein ist 

binnen 14 Tagen auf Verlangen des Vermieters diesem vorzulegen. Tritt ein 

Schadensfall ein, so hat der Mieter dem Vermieter hiervon unverzüglich Mittei-
lung zu machen, unter Angabe des Zeitpunktes und der Ursache des Schadens-

falles sowie des Umfanges der Beschädigung. Versichert der Mieter das Mietge-

rät zu seinen eigenen Gunsten, so tritt der Mieter bereits jetzt seinen Anspruch 
auf die Versicherungsleistung an den Vermieter ab, so dass dieser den Schaden 

direkt bei der Versicherung geltend machen kann. Der Vermieter nimmt diese 

Abtretung an. 

10. Haftung des Mieters bei Vermietung mit Bedienungspersonal 
Bei Vermietung des Mietgegenstandes mit Bedienungspersonal darf das Bedie-

nungspersonal nur zur Bedienung des Mietgegenstandes, nicht zu anderen Ar-

beiten, eingesetzt werden. Bei Schäden, die durch das Bedienungspersonal ver-
ursacht werden, haftet der Vermieter nur dann, wenn er das Bedienungsperso-

nal nicht ordnungsgemäß ausgewählt hat. Im Übrigen trägt der Mieter die Haf-

tung. 

11. Beendigung der Mietzeit und Rücklieferung des Mietgegenstandes 
11.1 Der Mieter ist verpflichtet, die beabsichtigte Rücklieferung des Mietgegenstan-

des dem Vermieter rechtzeitig vorher anzuzeigen (Freimeldung). 

11.2 Die Mietzeit endet an dem Tag, an dem der Mietgegenstand mit allen zu seiner 
Inbetriebnahme erforderlichen Teilen in ordnungs- und vertragsmäßigem Zu-

stand auf dem Lagerplatz des Vermieters oder einem vereinbarten anderen Be-

stimmungsort eintrifft, frühestens jedoch mit Ablauf der vereinbarten Mietzeit; 
Ziff. 6.5 letzter Halbsatz gilt entsprechend. 

11.3 Der Mieter hat den Mietgegenstand in betriebsfähigem, vollgetanktem und ge-

reinigtem Zustand zurückzuliefern oder zur Abholung bereitzuhalten; Ziff. 8.1 b) 
und c) gelten entsprechend. 

11.4 Die Rücklieferung hat während der normalen Geschäftszeit des Vermieters so 

rechtzeitig zu erfolgen, dass der Vermieter in der Lage ist, den Mietgegenstand 
noch an diesem Tag zu prüfen. 

12. Verletzung der Unterhaltspflicht 

12.1 Wird der Mietgegenstand in einem Zustand zurückgeliefert, der ergibt, dass der 

Mieter seiner in Ziff. 8 vorgesehenen Unterhaltspflicht nicht nachgekommen ist, 
so besteht eine Zahlungspflicht des Mieters in Höhe des Mietpreises als Entschä-

digung bis zur Beendigung der vertragswidrig unterlassenen Instandsetzungsar-

beiten. 
12.2 Der Umfang, der vom Mieter zu vertretenden Mängel und Beschädigungen ist 

dem Mieter mitzuteilen und es ist ihm Gelegenheit zur Nachprüfung zu geben. 

Die Kosten der zur Behebung der Mängel und Beschädigungen erforderlichen In-
standsetzungsarbeiten sind vom Vermieter dem Mieter in geschätzter Höhe 

möglichst vor Beginn der Instandsetzungsarbeiten aufzugeben. 

12.3 Die ordnungsgemäße Rücklieferung des Mietgegenstandes gilt als vom Vermie-
ter anerkannt, wenn erkennbare Mängel bei rechtzeitiger Rücklieferung im 

Sinne von Ziff. 10.4 nicht unverzüglich und anderenfalls sowie bei sonstigen 

Mängeln nicht innerhalb von 14 Kalendertagen nach Eintreffen am Bestim-
mungsort beanstandet worden sind. 

13. Weitere Pflichten des Mieters 

13.1 Der Mieter darf einem Dritten den Mietgegenstand ohne vorherige schriftliche 

Zustimmung des Vermieters weder überlassen noch Rechte aus diesem Vertrag 
abtreten oder Rechte irgendwelcher Art an dem Mietgegenstand einräumen. 

13.2 Sollte ein Dritter durch Beschlagnahme, Pfändung oder dergleichen, Rechte an 

dem Mietgegenstand geltend machen, so ist der Mieter verpflichtet, dem Ver-
mieter unverzüglich schriftlich und vorab mündlich Anzeige zu erstatten und 

den Dritten hiervon unverzüglich durch nachweisbare schriftliche Mitteilung zu 

benachrichtigen. 
13.3 Der Mieter hat geeignete Maßnahmen zur Sicherung gegen Diebstahl des Miet-

gegenstandes zu treffen. 
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13.4 Der Mieter hat den Vermieter bei allen Unfällen zu unterrichten und dessen 

Weisungen abzuwarten. Bei Verkehrsunfällen und beim Verdacht von Straf-

taten (z. B. Diebstahl, Sachbeschädigung) ist die Polizei hinzuzuziehen. 
13.5 Verstößt der Mieter schuldhaft gegen die vorstehenden Bestimmungen zu 

13.1. bis 13.4., so ist er verpflichtet, dem Vermieter allen Schaden zu erset-

zen, der diesem daraus entsteht. 
13.6 Mietgeräte sind ohne Anmeldung (amtliche Kennzeichenpflicht) grundsätz-

lich nicht für den Einsatz im öffentlichen Straßenverkehr zugelassen. Auf 
eine fehlende Pflichtversicherung gegenüber Dritten wird hingewiesen. 

14.  Kündigung 

14.1  a) Der über eine bestimmte Mietzeit abgeschlossene Mietvertrag ist für 

beide Vertragspartner grundsätzlich unkündbar. 

  b) Das gleiche gilt für die Mindestmietzeit im Rahmen eines auf unbe-

stimmte Zeit abgeschlossenen Mietvertrages. Nach Ablauf der Mindestmietz-
eit hat der Mieter das Recht, den auf unbestimmte Zeit abgeschlossenen Miet-

vertrag mit einer Frist von einem Tag zu kündigen. 

  c) Bei Mietverträgen auf unbestimmte Zeit ohne Mindestmietdauer beträgt 

die Kündigungsfrist 

• einen Tag, wenn der Mietpreis pro Tag 

• zwei Tage, wenn der Mietpreis pro Woche 

• eine Woche, wenn der Mietpreis pro Monat 

vereinbart ist. 
14.2 Der Vermieter ist berechtigt, den Mietvertrag nach Ankündigung ohne Einhal-

tung einer Frist zu beendigen 

 a) im Falle von Ziff. 6.5; 
 b) wenn nach Vertragsabschluss für den Vermieter erkennbar wird, dass der 

Anspruch auf Mietzahlung durch mangelnde Leistungsfähigkeit des Mieters 

gefährdet wird; 
 c) wenn der Mieter ohne Einwilligung des Vermieters den Mietgegenstand  

oder einen Teil desselben nicht bestimmungsgemäß verwendet oder ohne 

vorherige schriftliche Zustimmung des Vermieters an einen anderen Leis-
tungsort verbringt; 

 d) in Fällen von Verstößen gegen Ziff. 8.1 und gegen Ziff. 13.1. 

14.3 Macht der Vermieter von dem ihm nach Ziff. 14.2 zustehenden Kündigungs-
recht Gebrauch, findet Ziff. 6.5 in Verbindung mit den Ziffern 11 und 12 ent-

sprechende Anwendung. 

14.4 Der Mieter kann den Mietvertrag nach Ankündigung ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen, wenn die Benutzung des Mietgegenstandes aus vom Vermie-

ter zu vertretenden Gründen längerfristig nicht möglich ist. 

15.  Verlust des Mietgegenstandes 

Sollte es dem Mieter schuldhaft oder aus technisch zwingenden Gründen un-
möglich sein, die ihm nach Ziff. 11.3 obliegende Verpflichtung zur Rückgabe 

des Mietgegenstandes einzuhalten, so ist er zum Schadenersatz verpflichtet. 

16.  Anwendbares Recht und Gerichtsstand 

16.1 Der vorliegende Vertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

16.2 Erfüllungsort für alle Leistungen aus oder im Zusammenhang mit dem Ver-

trag ist der Geschäftssitz des Vermieters oder der Sitz seiner Zweigniederlas-
sung, die den Vertrag abgeschlossen hat. 

16.3 Ist der Mieter Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein 

öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher Gerichtsstand 
für alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar oder mittelbar ergeben-

den Streitigkeiten der Geschäftssitz des Vermieters oder – nach seiner Wahl – 

der Sitz seiner Zweigniederlassung, die den Vertrag abgeschlossen hat. Der 
Vermieter kann aber auch das für den Mieter zuständige Gericht anrufen. 


